Preuſiſce Gefehfummlung 


(Me, 13273.) Verordnung zur Anderung des Geſetzes über das Dienſteinkommen der Gewerbe und Sandels- 
c lehrer und lehrerinnen an den gewerblichen, kaufmänniſchen und hauswirtſchaftlichen Berufs- 

a ſchulen (Pflichtfortbildungsſchulen) [Gewerbe⸗ und Handelslehrer⸗Dienſteinkommensgeſetz 

— GDG.] in der Faſſung der Bekanntmachung vom 17. Oktober 1922 (Geſetzſamml. S. 319). 


Vom 30. Auguſt 1927. 


Das Staatsminiſterium erläßt gemäß Artikel 55 der Verfaſſung in Übereinſtimmung mit dem Ständigen Aus- 
ſchuſſe des Landtags die folgende Verordnung mit Geſetzeskraft; ER j En, 8 


a 1927 | Nr. 33 


Wan ee een ee, Artikeb ug 72 0e ie ee, 
An Das Gewerbe⸗ und Handelslehrer⸗Dienſteinkommensgeſetz in der Faſſung der Bekanntmachung vom 


Net ! } Bar = Pflichten der Schulträger. ö 
9 Die Schulunterhaltungskoſten ſind vom Schulträger aufzubringen. a 
(2) Die Gemeinden (Gemeindeverbände) ſind verpflichtet, an die Körperſchaften des öffentlichen Rechtes, 
die eine Berufsſchule oder eine von der Schulaufſichtsbehörde als ſolche anerkannte Schule unterhalten, 
für jeden Pflichtſchüler dieſer Schulen die Hälfte des Betrags abzuführen, der nach den im Haushaltsplane 
veranſchlagten Ausgaben auf den einzelnen Pflichtſchüler der Berufsſchule der Gemeinde (des Gemeinde⸗ 


1. 5.45 erhält folgende Faſſung: 5 9 


verbandes) entfällt. 5 
8 16 erhält folgende Faſſung: 


GE 


$ 16. 
Schulbeiträge. 


() Zur Deckung der Schulunterhaltungskoſten können die Gemeinden (Gemeindeverbände) Schul- 
beiträge erheben. Der Geſamtbetrag der Schulbeiträge darf die Hälfte der voranſchlagsmäßigen, durch 
Aauſchüſſe aus öffentlichen Mitteln und ſonſtige Einnahmen der Berufsſchulen nicht gedeckten laufenden 

Anterhaltungskoſten ſämtlicher Berufsſchulen der Gemeinde (des Gemeindeverbandes) nicht überſteigen. 

(2) Im Falle der Erhebung von Schulbeiträgen ſind zu ihrer Leiſtung verpflichtet: 


ga) die Gewerbetreibenden für ihre Betriebsſtätten im Bezirke; 


Eee b) die nichtgewerbetreibenden Arbeitgeber des Bezirkes, ſoweit die Jugendlichen der einzelnen bei ihnen 
beſchäftigten Arbeiter: und Angeſtelltengruppen berufsſchulpflichtig find. 


000 Die Gemeinden (Gemeindeverbände) können durch Beſchluß die Gewerbetreibenden (Abſ. 2a) von 
der Leiſtung von Schulbeiträgen frei laſſen, wenn und ſoweit fie Arbeiter- und Angeſtelltengruppen be⸗ 
ſchäftigen, deren Jugendliche nicht berufsſchulpflichtig find. Der Beſchluß bedarf der Zuſtimmung der 
Schulaufſichtsbehörde. i i 28 
() Die Schulbeiträge werden erhoben: f 

a) bon den Gewerbetreibenden (Abſ. 2a) in der Form von Zuſchlägen zu den Grundbeträgen der Ge— 

werbeſteuer und 

b) von den nichtgewerbetreibenden Arbeitgebern (Abſ. 2b) nach der Zahl der von ihnen beſchäftigten 

Arbeiter und Ungeltellten. n 

(5) Die Höhe der Zuſchläge zu den Grundbeträgen der Gewerbeſteuer und der von den nichtgewerbe— 
treibenden Arbeitgebern (Abſ. 2b) zu entrichtenden Schulbeiträge wird durch Beſchluß der Gemeinde (des 
Gemeindeverbandes) beſtimmt. Der Beſchluß bedarf der Zuſtimmung der Schulaufſichtsbehörde. Der 
von den nichtgewerbetreibenden Arbeitgebern (Abſ. 2b) zu zahlende Schulbeitrag beträgt für jeden von 
ihnen beſchäftigten Arbeiter und Angeſtellten jährlich mindeſtens drei Reichsmark, darf aber den Betrag 
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nicht überſchreiten, der ſich aus der Teilung des durch Schulbeiträge aufzubringenden Betrags der Unter 

haltungskoſten durch die Zahl der Arbeiter und Angeſtellten in der Gemeinde (dem Gemeindeverbande) 

ergibt. Die Schulbeiträge können mit Zuſtimmung der Schulaufſichtsbehörde für einzelne Gruppen der 
Beitragspflichtigen in berſchiedener Höhe feſtgeſetzt werden. Vor der Beſchlußfaſſung über die Höhe des 
Zuschlags zu den Grundbeträgen der Gewerbeſteuer find die zuſtändigen Induſtrie⸗ und Handelskammern 
ſowie Handwerkskammern zu hören. 

(e) Die Gemeinden (Gemeindeverbände) können eine andere als die im Abſ. 4 für die Erhebung der 
Schulbeiträge vorgeſehene Form durch Satzung beſtimmen. Die Höhe der auf Grund der Satzung zu ent⸗ 
richtenden Schulbeiträge wird durch Beſchluß der Gemeinde (des Gemeindeverbandes) feſtgeſezt. Vor 
dem Erlaſſe der Satzung und der Beſchlußfaſſung find die zuſtändigen Induſtrie⸗ und Handelskammern 
ſowie Handwerkskammern zu hören. Die Satzung bedarf der Genehmigung des Bezirksausſchuſſes, der 

Beſchluß der Zuſtimmung der Schulaufſichtsbehoe e en arg . ; 

(i) Der Miniſter für Handel und Gewerbe kann rechtsverbindliche Beſtimmungen darüber erlaſſen, 
welche Unterlagen den Industrie- und Handelskammern ſowie den Handwerkskammern zu übermitteln 
find, und die Fristen feſtſetzen, innerhalb deren die Verhandlungen zwiſchen den Gemeinden (Gemeinde⸗ 
verbänden) und den Induftrie- und Handelskammern ſowie Handwerkskammern zu führen ſind. z 

(8): Die Schulbeiträge find Kommunalabgaben im Sinne des Geſetzes vom 15. Juli 1893 (Geſetzſamml. 
S. 152). Die Abwälzung der Schulbeiträge auf die Jugendlichen oder deren geſetzliche Vertreter iſt un⸗ 


zuläſſig. 


Satzung oder eine auf Grund der Reichsgewerbeordnung erlaſſene Beſtimmung dazu verpflichtet, zu fein, 


Staatszuſchüſſe 


3. § 17 erhält folgende Faſſung: 


() Zur Gewährung von Zuſchüſſen ſtellt der Staat durch den Staatshaushalt einen Betrag bereit, 
der nach der Zahl der Schulpflichtigen zu bemeſſen iſt und mindeſtens zwanzig Reichsmark für jeden Schul⸗ 
pflichtigen beträgt. a 5 BE a 

(2) Von dieſem Betrage können 10 vom Hundert zur Gewährung von Baukoſtenzuſchüſſen verwendet 
werden. Über die Verwendung des verbleibenden Betrags entſcheidet der Miniſter für Handel und Ge⸗ 
werbe im Einvernehmen mit dem Finanzminiſter. Die Grundſätze für die Verwendung der Beträge werden 
von den beteiligten Miniſtern feſtgeſetzt. 2 RR? z 1 

(3) Vorausſetzung für die Gewährung von Staatszuſchüſſen iſt, daß die Einrichtungen und Lehrpläne 
der Schulen den Beſtimmungen des Miniſters für Handel und Gewerbe entſprechen. 


— — 


Artikel II. 8 hin ee 1099. eee 


Die Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. April 1927 in Kraft und am 31. März 1928 außer Kraft. | 
Berlin, den 30. Auguſt 1927. f 


Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. i 0 | 
Für den Minifter für Handel und Gewerbe und den Finanzminiſter: 


Bra gen ed cd VTV 
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